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BETREFF Information zu zusätzlichen Gutachten und Gegenüberstellungen im Rahmen der Aus­
bauplanung der Autobahn A81 in Baden-Württemberg nach dem Informationsfrei­
heitsgesetz und dem Umweltinformationsgesetz 

BEZUG Ihr Antrag vom 5.Februar 2008 
AZ S13/7144.2/05/ 818736 

DATUM Bonn, 29.02.2008 

Sehr geehrter Herr Dr. Breitfeld, 

Ihren Antrag auf Überstellung der vom RP Stuttgart angefertigten Gutachten und Analysen 

bzgl. der Gutachten zur Schallemission und vergleichender Gegenüberstellungen von Einhau-

sungskonzepten werte ich als Antrag nach § 4 des Umweltinformationsgesetzes (UIG), da es 

sich bei den von Ihnen erbetenen Informationen um Umweltinformationen nach § 2 Abs. 3 

UIG handelt. Dieses geht als spezielleres Gesetz dem allgemeinen Informationsfreiheitsgesetz 

vor. 

Ich muss den Antrag aber nach § 8 Abs. 2 Nr.3 und 4 UIG ablehnen, da er sich auf Material 

bezieht, das hier nicht vorliegt und das auch noch vervollständigt werden muss. 

Begründung: 

Am 19.11.2007 wurde die Lärmschutzproblematik im Zuge des Ausbaus der A81 zwischen 

der Auftragsverwaltung Baden-Württemberg (AV) und dem BMVBS erörtert. Es wurde be­
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schlössen, dass die AV eine gesamtheitliche Betrachtung der örtlichen Situation insbesondere 

unter Berücksichtigung der kommunalen Planung zur Verlängerung der Leibnizstraße durch­

führt. Die Untersuchungen hierzu sind noch nicht abgeschlossen. Dem BMVBS liegen dem­

gemäß keine Informationen vor. Mit dem Abschluss der Untersuchungen wird im Laufe des 

März 2008 gerechnet. Das Ergebnis wird den beteiligten Kommunen und der Öffentlichkeit 

vorgestellt werden. 

Dieser Bescheid ergeht kostenfrei. 

Rechtbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 

erheben. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Bundesministerium für 

Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Invalidenstraße 44, 10115 Berlin einzulegen. 

Im Auftrag 
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lorst Werner Bergs 


